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35. beflirwortet eine stérkere interinstitutionelle Anndherung und Zusammenarbeit innerhalb des
Systems der Vereinten Nationen beim Informationsaustausch, der Férderung des Politikdialogs, der Schaf-
fung von Synergien, der Mobilisierung von Mitteln, der Bereitstellung technischer Hilfe in den wesentli-
chen Politikbereichen, die der Agenda fiir menschenwiirdige Arbeit zugrunde liegen, und bei der Stirkung
der systemweiten Politikkohdrenz in Beschéftigungsfragen, namentlich durch die Vermeidung von Doppel-
arbeit;

36. beschlieft, den Unterpunkt ,,Durchfithrung der Zweiten Dekade der Vereinten Nationen fiir die
Beseitigung der Armut (2008-2017)* unter dem Punkt ,,Beseitigung der Armut und andere Entwicklungs-
fragen* in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und ersucht den
Generalsekretdr, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung einen Bericht iiber die
Durchfiihrung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 68/227

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/442/Add.2, Ziff. 9)3*.

68/227. Frauen im Entwicklungsprozess
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/104 vom 20. Dezember 1995, 52/195 vom 18. Dezember
1997, 54/210 vom 22. Dezember 1999, 56/188 vom 21. Dezember 2001, 58/206 vom 23. Dezember 2003,
59/248 vom 22. Dezember 2004, 60/210 vom 22. Dezember 2005, 62/206 vom 19. Dezember 2007, 64/217
vom 21. Dezember 2009 und 66/216 vom 22. Dezember 2011 und alle ihre weiteren Resolutionen iiber
Frauen im Entwicklungsprozess sowie auf die von der Kommission fiir die Rechtsstellung der Frau verab-
schiedeten einschldgigen Resolutionen und vereinbarten Schlussfolgerungen, einschlielich der auf ihrer
neunundvierzigsten Tagung verabschiedeten Erklirung®*,

in Bekraftigung der Erklirung®* und der Aktionsplattform®** von Beijing und der Ergebnisse der
dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung ,.Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung
und Frieden fiir das 21. Jahrhundert**,

sowie in Bekréaftigung der auf dem Millenniums-Gipfel**’, dem Weltgipfel 2005**, in dem Ergeb-
nisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen {iber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zu-
kunft, die wir wollen***®* und auf anderen groBen Gipfeltreffen, Konferenzen und Sondertagungen der Ver-
einten Nationen eingegangenen Verpflichtungen auf die Gleichstellung der Geschlechter und die Férderung
der Frauen und ferner bekriftigend, dass ihre volle, wirksame und beschleunigte Umsetzung unverzichtbar
ist, wenn es darum geht, die international vereinbarten Entwicklungsziele, einschlieBlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, zu erreichen,

**! Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorge-

legt.

2 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und
Corr.1), Kap. I, Abschn. A.

3 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 September 1995 (United Nations publication, Sales
No.E.96.1V.13), Kap. I, Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfliigbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/beijing/anh_1.html.

** Ebd., Anlage II. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/anh_2.html.
5 Resolution S-23/2, Anlage und Resolution S-23/3, Anlage.

34 Siehe Resolution 55/2.

37 Siehe Resolution 60/1.

8 Sjehe Resolution 66/288, Anlage.
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ferner in Bekraftigung der Millenniums-Erklirung der Vereinten Nationen®*, in der bekriftigt wird,
dass die Gleichberechtigung und Chancengleichheit von Frauen und Ménnern gewahrleistet sein muss, und
in der unter anderem gefordert wird, die Gleichstellung der Geschlechter und die Erméchtigung der Frauen
als wirksame und grundlegende Mittel zur Beseitigung von Armut und Hunger, zur Bekdmpfung von
Krankheiten und zur Herbeifiihrung einer wirklich nachhaltigen Entwicklung zu fordern,

unter Hinweis auf die Ergebnisse der Internationalen Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung®*’
und des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung®, die Erklirung von Doha iiber Entwicklungsfinanzie-
rung: Ergebnisdokument der Internationalen Folgekonferenz iiber Entwicklungsfinanzierung zur Uberprii-
fung der Umsetzung des Konsenses von Monterrey™"', das Ergebnis der Konferenz iiber die weltweite Wirt-
schafts- und Finanzkrise und ihre Auswirkungen auf die Entwicklung®** und die Ergebnisse der Plenarta-
gung der Generalversammlung auf hoher Ebene iiber die Millenniums-Entwicklungsziele®>, der Tagung
auf hoher Ebene iiber HIV/Aids**, der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene iiber die Priven-
tion und Bekampfung nichtiibertragbarer Krankheiten®>, der Vierten Konferenz der Vereinten Nationen
iiber die am wenigsten entwickelten Linder®*®, der Tagung auf hoher Ebene iiber die Entwicklungsbediirf-
nisse Afrikas*’, der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene iiber die Verwirklichung der Mill-
enniums-Entwicklungsziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele fiir Menschen
mit Behinderungen — Der weitere Weg: eine behinderteninklusive Entwicklungsagenda bis 2015 und da-

nach®*® und des Dialogs auf hoher Ebene iiber internationale Migration und Entwicklung™,

in Anerkennung der vereinbarten Schlussfolgerungen, die wéhrend der siebenundfiinfzigsten Tagung
360

der Kommission fiir die Rechtsstellung der Frau verabschiedet wurden™",

unter BegriiRung der Starkung der Einheit der Vereinten Nationen fiir Gleichstellung und Erméchti-
gung der Frauen (UN-Frauen), was ihre Strukturen, ihre Kapazititen, die Einrichtung der regionalen Archi-
tektur und ihre Erfahrungen in Bezug auf Wege der Mandatswahrnehmung betrifft,

sowie unter Begruung der Resolution 67/226 der Generalversammlung vom 21. Dezember 2012 iiber
die vierjahrliche umfassende Grundsatziiberpriifung der operativen Entwicklungsaktivititen des Systems der
Vereinten Nationen, in der bekriftigt wird, dass die Gleichstellung der Geschlechter von grundlegender Be-
deutung ist, um ein dauerhaftes und inklusives Wirtschaftswachstum, die Beseitigung der Armut und eine
nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen, im Einklang mit den einschlégigen Resolutionen der Versamm-
lung und Konferenzen der Vereinten Nationen, und dass Investitionen zur Férderung von Frauen und Mad-
chen in allen Wirtschaftssektoren, insbesondere in Schliisselbereichen wie Landwirtschaft, Industrie und
Dienstleistungen, einen Multiplikatoreffekt haben, insbesondere im Hinblick auf Produktivitit, Effizienz und
ein dauerhaftes und inklusives Wirtschaftswachstum,

39 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United
Nations publication, Sales No. E.02.11.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfligbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/ac198-11.pdf.

330 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August—4 September 2002 (Unit-
ed Nations publication, Sales No. E.03.11.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1, Anlage, und Resolution 2, Anlage. In
Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.

33! Resolution 63/239, Anlage.
332 Resolution 63/303, Anlage.
3% Resolution 65/1.

334 Resolution 65/277, Anlage.
*% Resolution 66/2, Anlage.

3% Report of the Fourth United Nations Conference on the Least Developed Countries, Istanbul, Turkey, 9-13 May 2011
(A/CONF.219/7), Kap. I und II.

357 Resolution 63/1.
358 Resolution 68/3.
3%9 Resolution 68/4.
3% Sjehe Official Records of the Economic and Social Council, 2013, Supplement No. 7 (E/2013/27), Kap. I, Abschn. A.
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im Hinblick auf die wichtige Aufgabe, die den Organisationen und Organen des Systems der Verein-
ten Nationen, insbesondere ihren Fonds und Programmen, sowie den Sonderorganisationen bei der Forde-
rung von Frauen im Entwicklungsprozess zufillt, und in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf die Re-
solution tiber die vierjdhrliche umfassende Grundsatziiberpriifung der operativen Entwicklungsaktivitdten
des Systems der Vereinten Nationen,

in Bekréaftigung der Bestimmungen iiber das Streben nach produktiver Vollbeschiftigung und dem
Zugang zu menschenwiirdiger Arbeit und sozialem Schutz fiir alle in dem Ergebnisdokument der Konfe-
renz der Vereinten Nationen iiber nachhaltige Entwicklung und mit der Aufforderung an die Staaten, eine
zukunftsorientierte makrodkonomische Politik zu verfolgen, die eine nachhaltige Entwicklung fordert und
zu einem dauerhaften, inklusiven und ausgewogenen Wirtschaftswachstum fiihrt, mehr Mdglichkeiten fiir
produktive Beschiftigung schafft und die landwirtschaftliche und industrielle Entwicklung fordert;

in der Erkenntnis, dass Ménner und Frauen gleichberechtigten Zugang zu Bildung, Ausbildung,
Gesundheitsversorgung, sozialer Sicherheit, grundlegenden Rechten bei der Arbeit, Sozial- und Rechts-
schutz, einschlieBlich Arbeitsschutz und Arbeitshygiene, sowie zu menschenwiirdigen Arbeitsmoglichkei-
ten haben sollen,

sowie in der Erkenntnis, dass der Zugang zu einer erschwinglichen Basisgesundheitsversorgung und
zu Informationen tiber Gesundheitsvorsorge sowie ein HochstmaBl an Gesundheit, einschlie8lich sexueller
und reproduktiver Gesundheit, fiir die wirtschaftliche Besserstellung von Frauen unabdingbar ist, dass
Frauen infolge fehlender wirtschaftlicher Macht und Unabhéngigkeit in erhohtem Maf3e einer Vielzahl von
Risiken, einschlieBlich des Risikos einer HIV/Aids-Infektion, ausgesetzt sind und dass Frauen, denen der
volle Genuss ihrer Menschenrechte verwehrt bleibt, erheblich weniger Entfaltungsmoglichkeiten im 6ffent-
lichen und privaten Leben haben, so auch geringere Bildungschancen und Moglichkeiten zur Erlangung
wirtschaftlicher und politischer Macht,

erneut erklérend, dass geschlechtsspezifische Disparitéten in der Grund- und Sekundarschulbildung
zum frithestmoglichen Zeitpunkt und auf allen Bildungsebenen bis 2015 beseitigt werden miissen und dass
der gleichberechtigte Zugang zu Bildung und Ausbildung auf allen Ebenen, insbesondere auf den Gebieten
Wirtschaft, Handel, Verwaltung, Informations- und Kommunikationstechnologien und andere neue Techno-
logien, sowie die notwendige Beseitigung von geschlechtsbedingten Ungleichheiten auf allen Ebenen un-
abdingbare Voraussetzungen fiir die Gleichstellung der Geschlechter, die Ermachtigung der Frauen und die
Beseitigung der Armut sind sowie auch dafiir, dass Frauen voll und in gleichem Mafle zur Entwicklung
beitragen und Nutzen daraus ziehen koénnen,

sowie erneut erklarend, dass die Frau durch ihre bezahlte und unbezahlte Arbeit im Hause, in der
Gemeinschaft und am Arbeitsplatz einen mafgeblichen Beitrag zur Wirtschaft und zur Bekdmpfung von
Armut und von Ungleichheiten leistet und dass die Erméchtigung der Frau ein wesentlicher Faktor bei der
Beseitigung der Armut ist,

in der Erkenntnis, dass unbezahlte Arbeit, namentlich Haus- und Fiirsorgearbeit, eine wesentliche
Rolle im Hinblick auf groBeres Wohlergehen in den Haushalten und das Funktionieren der Wirtschaft ins-
gesamt spielt, und im Bewusstsein der Notwendigkeit, anzuerkennen, dass die unbezahlte Arbeit, nament-
lich die Fiirsorgearbeit, nach wie vor in ungleichem Mafle auf Frauen und Médchen lastet, und gegebenen-
falls Politiken und Programme zu priifen, die dazu beitragen, diese ungleich verteilte Last zu verringern,

sowie in der Erkenntnis, dass die schwierigen soziookonomischen Bedingungen in vielen Entwick-
lungslandern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Landern, zur Feminisierung der Armut bei-
getragen haben,

ferner in der Erkenntnis, wie wichtig in diesem Zusammenhang die Achtung aller Menschenrechte,
einschlieflich des Rechts auf Entwicklung, sowie ein nationales und internationales Umfeld ist, das fiir
Frauen und Midchen unter anderem Gerechtigkeit, Gleichstellung der Geschlechter, Gleichbehandlung,
biirgerliche und politische Teilhabe und die biirgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Rechte und Grundfreiheiten begiinstigt, um die Foérderung und Erméchtigung der Frauen zu verwirk-
lichen,

eingedenk der Herausforderungen und Hindernisse, die eine Verdnderung der diskriminierenden
Einstellungen und Rollenklischees erschweren, welche die Diskriminierung von Frauen und Médchen und
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die stereotypen Rollen von Ménnern und Frauen zementieren, und betonend, dass die Umsetzung interna-
tionaler Standards und Normen zur Uberwindung der Ungleichheit zwischen Mannern und Frauen nach wie
vor auf Herausforderungen und Hindernisse stoft,

in der Erkenntnis, dass zwischen der Beseitigung der Armut und der Herbeifiihrung und Erhaltung
des Friedens eine positive Wechselwirkung besteht, sowie in der Erkenntnis, dass zwischen Frieden, der
Gleichstellung von Frauen und Mannern und der Entwicklung ein unauflslicher Zusammenhang besteht,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretirs*!;

2. fordert die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und die anderen internationalen
und regionalen Organisationen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats und alle Sektoren der Zivilgesell-
schaft, einschlieBlich der nichtstaatlichen Organisationen, sowie alle Frauen und Manner auf, sich uneinge-
schrinkt fir die Umsetzung der Erklirung®* und der Aktionsplattform®** von Beijing sowie der Ergebnisse
der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung** und das Aktionsprogramm der Interna-
tionalen Konferenz iiber Bevélkerung und Entwicklung®® einzusetzen und stirker dazu beizutragen;

3. istsich dessen bewusst, dass zwischen der Gleichstellung der Geschlechter, der Armutsbeseiti-
gung und der Erreichung aller Millenniums-Entwicklungsziele eine positive Wechselwirkung besteht und
dass gegebenenfalls im Benehmen mit allen maf3geblichen Interessentrdgern umfassende gleichstellungs-
orientierte Armutsbekdmpfungsstrategien ausgearbeitet und durchgefiihrt werden miissen, mit denen sozi-
ale, strukturelle und makrodkonomische Fragen angegangen werden;

4.  betont, dass die MaBnahmen zugunsten der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung mitei-
nander verkniipft werden miissen, um sicherzustellen, dass alle Menschen, auch diejenigen, die in Armut
und in prekéren Verhéltnissen leben, in den Genuss eines inklusiven Wirtschaftswachstums und einer eben-
solchen Entwicklung kommen, im Einklang mit der Zielsetzung des Konsenses von Monterrey der Interna-
tionalen Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung®’ und der Erklirung von Doha iiber Entwicklungsfi-
nanzierung: Ergebnisdokument der Internationalen Folgekonferenz iiber Entwicklungsfinanzierung zur

Uberpriifung der Umsetzung des Konsenses von Monterrey™';

5. fordert die Mitgliedstaaten, die Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und die
nichtstaatlichen Organisationen nachdriicklich auf, durch beschleunigte Anstrengungen und die Bereitstel-
lung angemessener Mittel eine stirkere Mitsprache von Frauen und ihre volle und gleichberechtigte Teilha-
be in allen Entscheidungsgremien auf hochster staatlicher Ebene sowie in den Lenkungsstrukturen der in-
ternationalen Organisationen sicherzustellen, namentlich durch die Beseitigung von Geschlechterstereoty-
pen bei Ernennungen und Beforderungen, um Frauen verstirkt in die Lage zu versetzen, Trigerinnen von
Verinderungsprozessen zu sein und aktiv und wirksam an der Konzeption, Durchfiihrung, Uberwachung
und Evaluierung der nationalen Politiken, Strategien und Programme auf dem Gebiet der Entwicklung, der
Armutsbekdmpfung und der Umwelt und an der Berichterstattung dariiber mitzuwirken;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Mitwirkung der Zivilgesellschaft, einschlieBlich Frauenor-
ganisationen, an der staatlichen Entscheidungsfindung in Fragen der nationalen Entwicklungspolitik nach
Bedarf weiter zu stirken;

7. legt den Mitgliedstaaten und dem System der Vereinten Nationen nahe, dafiir zu sorgen, dass
die unverzichtbare Rolle von Frauen bei der Verhiitung und Beilegung von Konflikten, bei Vermittlungs-
und Friedenskonsolidierungsbemiihungen und beim Wiederaufbau von Gesellschaften nach Konflikten
systematisch beriicksichtigt, anerkannt und unterstiitzt wird, unter anderem durch die Férderung der Kapa-
zitét, der Fithrungsrolle und der Teilhabe der Frauen in der politischen und wirtschaftlichen Entscheidungs-
findung;

8. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck tiber die anhaltenden nachteiligen Auswirkungen der
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise, insbesondere auf die Entwicklung, erkennt Anzeichen einer un-

31 A/68/271.

%2 Report of the International Conference on Population and Development, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations

publication, Sales No. E.95.XII1.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
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gleichméfigen und unbestdndigen Erholung und ist sich dessen bewusst, dass sich die Weltwirtschaft trotz
erheblicher Anstrengungen, die zur Eingrenzung von Extremrisiken, zur Verbesserung der Bedingungen auf
den Finanzmirkten und zur Stiitzung der Erholung beigetragen haben, weiter in einer kritischen Phase mit
Abwirtsrisiken befindet, unter anderem fiir Frauen und Madchen, darunter starke Schwankungen an den
Weltmarkten, hohe Arbeitslosigkeit, insbesondere unter jungen Menschen, Verschuldung in manchen Lan-
dern und eine allgemein angespannte Haushaltslage, die allesamt die Erholung der Weltwirtschaft erschwe-
ren und zeigen, dass weitere Fortschritte bei der Stabilisierung und Ausbalancierung der globalen Nachfra-
ge notwendig sind, und betont, dass es fortgesetzter Anstrengungen bedarf, die systemischen Schwéchen
und Ungleichgewichte anzugehen und das internationale Finanzsystem zu reformieren und zu stérken, wih-
rend gleichzeitig die bislang vereinbarten Reformen durchgefiihrt werden, und um den durch den Klima-
wandel bedingten Problemen fiir Frauen und Méadchen entgegenzuwirken, und dass weiterhin Finanzmittel
in ausreichender Hohe zugunsten der Gleichstellung der Geschlechter und der Erméchtigung der Frauen
bereitgestellt werden miissen;

9. betont, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten, die internationalen Organisationen, ein-
schlieBlich der Vereinten Nationen, der Privatsektor, die nichtstaatlichen Organisationen, die Gewerkschaf-
ten und andere Interessentriger ein nationales und internationales Umfeld schaffen, das einer in allen Le-
bensbereichen wirksamen Einbindung der Frauen und Médchen in den Entwicklungsprozess forderlich ist,
und dass sie geschlechtsspezifische Analysen der MaBnahmen und Programme, die Fragen der makrodko-
nomischen Stabilitdt, der Strukturreform, der Besteuerung und der Investitionen, einschlieflich ausléndi-
scher Direktinvestitionen, sowie alle mafgeblichen Sektoren der Wirtschaft betreffen, durchfithren und
verbreiten;

10. fordert die Gebergemeinschaft, die Mitgliedstaaten, die internationalen Organisationen, ein-
schlieBlich der Vereinten Nationen, den Privatsektor, die nichtstaatlichen Organisationen, die Gewerkschaf-
ten und andere Interessentrager nachdricklich auf, die Entwicklungshilfe gezielter auf die Gleichstellung
der Geschlechter und die Erméchtigung von Frauen und Médchen auszurichten und ihre Wirkung durch die
systematische Berlicksichtigung der Geschlechterperspektive, die Finanzierung zielgerichteter Aktivitdten
und die Verstiarkung des Dialogs zwischen Gebern und Partnern zu erhdhen sowie die Mechanismen zu
stirken, deren es bedarf, um die fiir die Integration der Geschlechterperspektive in allen Bereichen der
Entwicklungshilfe veranschlagten Mittel effektiv messen zu kdnnen;

11. fordert die Mitgliedstaaten nachdricklich auf, die Geschlechterperspektive im Einklang mit
den Gleichstellungszielen in die Konzeption, Umsetzung, Uberwachung und Evaluierung ihrer nationalen
Entwicklungsstrategien und die diesbeziigliche Berichterstattung einzubeziehen, die Abstimmung der nati-
onalen Aktionspldne fiir die Gleichstellung der Geschlechter mit den nationalen Entwicklungsstrategien
sicherzustellen und Ménner und Jungen zu ermutigen, bei der Forderung der Geschlechtergleichstellung
mitzuwirken, und fordert in dieser Hinsicht das System der Vereinten Nationen auf, die nationalen Anstren-
gungen zur Ausarbeitung der Methodik und des Instrumentariums zu unterstiitzen und den Kapazititsauf-
bau und die Evaluierung zu fordern;

12. ermutigt die Mitgliedstaaten, bei der Formulierung ihrer nationalen Entwicklungsstrategien,
einschlieBlich der Strategien zur Armutsbekdmpfung und zum Abbau von Ungleichheiten, eine umfassende
und wirksamere Beteiligung der nationalen Mechanismen fiir die Gleichstellung der Geschlechter und die
Erméchtigung der Frauen zu gewéhrleisten, und fordert das System der Vereinten Nationen auf, diesbeziig-
liche nationale Anstrengungen zu unterstiitzen;

13. ermutigt die Mitgliedstaaten auBerdem, gegebenenfalls die Kapazititen fiir die systematische
Beriicksichtigung der Geschlechterperspektive zu stérken, indem sie nationale Frauenférderungsmechanis-
men mit angemessenen finanziellen und personellen Ressourcen ausstatten, dafiir sorgen, dass in Fachmi-
nisterien ebensolche Ressourcen vorhanden sind und entsprechend zugeteilt werden, und indem sie speziel-
le Einheiten fiir Geschlechtergleichstellung und die Erméichtigung von Frauen einrichten beziehungsweise
starken, Weiterbildungsmoglichkeiten fiir Fachkréfte bereitstellen und Instrumente und Leitlinien entwi-
ckeln;

14. legt den Mitgliedstaaten, dem System der Vereinten Nationen und den Geberldndern nahe,
geschlechtergerechte Planungs- und Haushaltsverfahren zu stérken und zu diesem Zweck sowie gegebenen-
falls zur Uberwachung und Evaluierung von Investitionen zur Férderung der Gleichstellung entsprechende
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Methoden und Instrumente zu erarbeiten und zu stirken, und legt den Gebern nahe, in ihrer praktischen
Arbeit, namentlich in den gemeinsamen Koordinierungs- und Rechenschaftsmechanismen, die Geschlech-
terperspektive systematisch zu beriicksichtigen;

15. legt den Mitgliedstaaten nahe, Rechtsvorschriften und politische Leitlinien zu erlassen und
anzuwenden, um die Vereinbarkeit von beruflichen und familidren Pflichten zu férdern, namentlich durch
flexiblere Arbeitsregelungen wie etwa Teilzeitarbeit und die Erleichterung des Stillens fiir arbeitende Miit-
ter, Betreuungseinrichtungen fiir Kinder und andere abhéngige Angehorige bereitzustellen und dafiir zu
sorgen, dass Frauen wie Ménner Gelegenheit erhalten, Mutterschafts- beziehungsweise Vaterschaftsurlaub,
Elternzeit oder andere Formen der Arbeitsfreistellung in Anspruch zu nehmen, und dass sie nicht diskrimi-
niert werden, wenn sie von solchen Leistungen Gebrauch machen;

16. bringt ihre tiefe Besorgnis darliber zum Ausdruck, wie weit verbreitet Gewalt gegen Frauen
und Midchen ist, erklért erneut, dass die Anstrengungen zur Verhiitung und Beseitigung aller Formen der
Gewalt gegen Frauen und Médchen weiter verstirkt werden miissen, und ist sich dessen bewusst, dass Ge-
walt gegen Frauen und Médchen eines der Hindernisse ist, die sich der Erreichung der Ziele der Gleichstel-
lung, der Entwicklung und des Friedens entgegenstellen, und dass die Armut von Frauen, ihre politische,
soziale und wirtschaftliche Machtlosigkeit sowie ihre Marginalisierung moglicherweise auf ihren Aus-
schluss von den sozialpolitischen Maflnahmen fiir eine nachhaltige Entwicklung und deren Vorteilen zu-
riickzufiihren sind und sie einem erhohten Gewaltrisiko aussetzen konnen;

17. ermutigt die Regierungen, den Privatsektor, die nichtstaatlichen Organisationen, die Gewerk-
schaften und die anderen Interessentrdger, die Rechte der Arbeitnehmerinnen zu fordern und zu schiitzen,
MaBnahmen zu ergreifen, um strukturelle und rechtliche Hindernisse fiir die Gleichstellung am Arbeitsplatz
und diesbeziigliche stereotype Einstellungen zu beseitigen, und positive Schritte zur Férderung der gleichen
Bezahlung fiir gleiche oder gleichwertige Arbeit und der vollen Teilhabe der Frauen an der formellen Wirt-
schaft, insbesondere an wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen, einzuleiten;

18. ermutigt das System der Vereinten Nationen und die Geberlénder, die Mitgliedstaaten dabei zu
unterstiitzen, verstarkt in politische MaBnahmen und Programme mit einer Geschlechterperspektive zu in-
vestieren, um den Zugang von Frauen zu menschenwiirdiger Arbeit zu fordern, und einen geschlechterge-
rechten sozialen Schutz und geschlechtergerechte soziale Dienstleistungen bereitzustellen;

19. fordert die Regierungen nachdriicklich auf, aktive arbeitsmarktpolitische MaBnahmen zur
Verwirklichung einer produktiven Vollbeschiftigung und menschenwiirdiger Arbeit fiir alle, einschlieBlich
der vollen Teilhabe von Frauen und Méannern in ldndlichen wie auch stddtischen Gebieten, auszuarbeiten,
ausreichende Ressourcen dafiir bereitzustellen und sie durchzufiihren;

20. fordert das System der Vereinten Nationen und die anderen internationalen Organisationen
nachdricklich auf, auf Antrag der Mitgliedstaaten innovative programmatische Mafnahmen zu unterstiit-
zen und zu fordern, die darauf gerichtet sind, den Zugang von Frauen zu menschenwiirdiger Arbeit sicher-
zustellen, anzuerkennen, dass die Last der Fiirsorgearbeit ungleich verteilt ist, und zu ihrer Verringerung
beizutragen, Initiativen auf dem Gebiet des Sozialschutzes sowie Mafinahmen fiir Frauen und Méadchen
unter Einbeziehung einer Geschlechterperspektive zu fordern und den Ausbau bestehender vorbildlicher
Programme und Initiativen zu unterstiitzen und zu férdern;

21. st sich dessen bewusst, dass weltweit fast die Halfte aller internationalen Migranten Frauen
und Médchen sind und dass der besonderen Lage und Verwundbarkeit von Migrantinnen, Frauen wie Mad-
chen, Rechnung getragen werden muss, unter anderem durch die Einbeziehung einer Geschlechterperspek-
tive in die Politik und durch die Stirkung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Institutionen und Pro-
gramme zur Verhiitung und Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt, des Menschenhandels und der
Diskriminierung von Frauen und Midchen®, und fordert die Regierungen auf, stirkere Anstrengungen zu
unternechmen, um die Rechte von Hausangestellten, einschlielich Migrantinnen, zu schiitzen und men-
schenwiirdige Arbeitsbedingungen fiir sie zu gewéhrleisten, unter anderem in Bezug auf Arbeitszeit, Ar-
beitsbedingungen und Léhne, und ihren Zugang zu Gesundheitsversorgung und anderen sozialen und wirt-
schaftlichen Leistungen zu fordern;

22. ermutigt die Regierungen und das System der Vereinten Nationen, unbezahlte Arbeit, nament-
lich Haus- und Fiirsorgearbeit, anzuerkennen und durch die Entwicklung von Infrastrukturen und Techno-
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logien sowie die Bereitstellung 6ffentlicher Dienstleistungen, einschlieBlich zugénglicher und hochwertiger
Kinderbetreuung, und Anreizen wie Elternzeit, flexible Arbeitsregelungen und Zulagen Unterstiitzung zu
leisten;

23. legt den Mitgliedstaaten nahe, gleichstellungsorientierte Rechtsvorschriften und politische
Leitlinien zu erlassen beziehungsweise zu iiberpriifen und voll anzuwenden, die es ermdglichen, durch ge-
zielte Mallnahmen die horizontale und vertikale berufliche Segregation und das geschlechtsspezifische
Lohngefille zu verringern;

24. betont, wie wichtig es ist, die Sammlung, Analyse und Verbreitung von nach Geschlecht und
Alter aufgeschliisselten Daten zu verbessern und zu systematisieren sowie konkrete geschlechtsspezifische
Indikatoren zu erarbeiten, die fir die Unterstiitzung der Politikgestaltung und der nationalen Systeme fiir
die Uberwachung der Fortschritte und Ergebnisse und die Berichterstattung dariiber relevant sind, und er-
mutigt in dieser Hinsicht die entwickelten Lander und die zustidndigen Stellen des Systems der Vereinten
Nationen, den Entwicklungsldndern auf Antrag Unterstiitzung und Hilfe bei der Einrichtung, dem Ausbau
und der Starkung ihrer Datenbanken und Informationssysteme zu gewéhren;

25. ermutigt die Regierungen, nach Geschlecht aufgeschliisselte Daten und Statistiken iiber den
Zugang von Frauen zu menschenwiirdiger Arbeit, unbezahlte Arbeit und Sozialschutz zu sammeln, zu ana-
lysieren und zu verbreiten und die Wirkung diesbeziiglicher politischer Mainahmen zu bewerten, in Zu-
sammenarbeit mit dem System der Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen, sofern
sie darum ersuchen;

26. ermutigt die Regierungen aufierdem, zu erwédgen, die Durchfithrung von Zeitaufwandsuntersu-
chungen und die Verwendung von Satellitenkonten zu erwégen, um den Umfang der von Frauen und Méd-
chen geleisteten unbezahlten Arbeit, einschlielich der Haus- und Fiirsorgearbeit, und die Wirkung diesbe-
zliglicher politischer Mallnahmen festzustellen, in Zusammenarbeit mit dem System der Vereinten Nationen
und anderen internationalen Organisationen, sofern sie darum ersuchen;

27. fordert alle Mitgliedstaaten nachdricklich auf, eine geschlechtsspezifische Analyse ihrer ar-
beitsrechtlichen Vorschriften und Normen vorzunehmen und gleichstellungsorientierte Grundsétze und
Leitlinien fiir Beschéftigungspraktiken zu erlassen, einschlie8lich fiir transnationale Unternehmen und mit
besonderem Augenmerk auf freien Exportzonen, und dabei die multilateralen Ubereinkiinfte, namentlich
das Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau® und die Ubereinkommen
der Internationalen Arbeitsorganisation, zugrunde zu legen;

28. betont, wie wichtig es ist, nationale Strategien zur Foérderung nachhaltiger und produktiver
unternehmerischer Tétigkeiten auszuarbeiten, und legt den Regierungen nahe, ein Klima zu schaffen, das
geeignet ist, die Zahl der Unternehmerinnen zu erhdhen und ihre Unternehmen zu vergréern, und ihnen zu
diesem Zweck gleichen Zugang zu Finanzinstrumenten zu verschaffen, ihnen Ausbildungsmoglichkeiten
und Beratende Dienste in den Bereichen Wirtschaft, Verwaltung und Informations- und Kommunikations-
technologien bereitzustellen, den Aufbau von Bezichungsnetzen und den Austausch von Informationen zu
erleichtern und den Frauenanteil in Beirdten und anderen Foren zu erhdhen, damit sie zur Formulierung
und Uberpriifung der von den Finanzinstitutionen ausgearbeiteten Grundsitze und Programme beitragen
koénnen;

29. fordert alle Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, alle geeigneten MaBinahmen zu ergreifen, um
die Diskriminierung von Frauen beim Zugang zu allen Arten von Finanzdienstleistungen und -produkten,
einschlieflich Bankdarlehen, Bankkonten, Hypotheken und anderen Formen des Finanzkredits, ungeachtet
ihres wirtschaftlichen und sozialen Status zu beseitigen, ihren Zugang zu rechtlichem Beistand zu férdern
und den Finanzsektor zur durchgéngigen Beriicksichtigung der Geschlechterperspektive in seiner Politik
und seinen Programmen zu ermutigen;
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30. erkennt an, welche Rolle der Mikrofinanzierung einschlieflich Kleinstkrediten, bei der Besei-
tigung der Armut, der Erméchtigung der Frauen und der Schaffung von Arbeitspldtzen zukommt, stellt fest,
wie wichtig in dieser Hinsicht gesunde nationale Finanzsysteme sind, und befiirwortet die Starkung der
bestehenden und neuer Institutionen fiir Kleinstkredite und ihrer Kapazitdten, so auch durch Unterstiitzung
seitens der internationalen Finanzinstitutionen;

31. legt den Regierungen eindringlich nahe, dafiir zu sorgen, dass Mikrofinanzierungsprogramme
darauf abzielen, Sparprodukte zu entwickeln, die sicher, bequem und zugénglich fiir Frauen sind und sie
dabei unterstiitzen, die Kontrolle iiber ihre Ersparnisse zu behalten;

32. fordert alle Regierungen nachdricklich auf, die Diskriminierung von Frauen und Médchen im
Bildungswesen zu beseitigen und dafiir zu sorgen, dass sie gleichberechtigten Zugang zu allen Bildungs-
ebenen haben;

33. ermutigt die Mitgliedstaaten, Rechtsvorschriften und politische MaBnahmen zu beschlielen
beziehungsweise umzusetzen, die dem Schutz der Arbeitsrechte und Menschenrechte von Frauen am Ar-
beitsplatz dienen, namentlich im Hinblick auf Mindestlohne, Sozialschutz und gleiche Bezahlung fiir glei-
che Arbeit, Kollektivverhandlungen férdern und auf Frauen ausgerichtete Rekrutierungs-, Bindungs- und
Beforderungsstrategien vorsehen;

34. bekréaftigt das Bekenntnis zur Gleichheit der Rechte und Chancen fiir Frauen in politischen und
wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen und bei der Zuteilung von Ressourcen sowie zur Beseitigung aller
Schranken, die Frauen daran hindern, uneingeschriankt am wirtschaftlichen Leben teilzuhaben, sowie die
Entschlossenheit, Gesetzes- und Verwaltungsreformen durchzufiihren, um Frauen die gleichen Rechte auf
wirtschaftliche Ressourcen einzurdumen wie Méannern, einschlie8lich des Zugangs zu Grundeigentum und
zur Verfiigungsgewalt {iber Grund und Boden und sonstige Vermdgensformen, zu Krediten, Erbschaften,
natiirlichen Ressourcen und geeigneten neuen Technologien;

35. fordert die Regierungen nachdricklich auf, MaBnahmen zur Férderung des gleichberechtigten
Zugangs zu Grund und Boden sowie Eigentumsrechten zu ergreifen, indem sie Ausbildungsangebote zur
Sensibilisierung des Justiz-, Gesetzgebungs- und Verwaltungssystems fiir Gleichstellungsfragen bereitstel-
len, fiir Frauen, die ihre Rechte geltend machen wollen, rechtlichen Beistand zu stellen, die Bemiihungen
von Frauengruppen und -netzwerken zu unterstiitzen und Aufklarungskampagnen durchzufiihren, um auf
die Notwendigkeit des gleichberechtigten Zugangs von Frauen zu Grund und Boden und sonstigem Eigen-
tum aufmerksam zu machen;

36. erkennt die Notwendigkeit an, mehr Beschéiftigungs- und Einkommensmoglichkeiten fiir alle
zu schaffen, insbesondere fiir in Armut lebende Frauen und Ménner, und ermutigt die Regierungen, men-
schenwiirdige Arbeit fiir alle Teile der Gesellschaft zu férdern und dafiir zu sorgen, dass mit Hilfe von Ar-
beitsmarkt- und Sozialvorschriften ausgewogenere Ausgangsbedingungen fiir Frauen geschaffen werden,
namentlich durch den Erlass und die Durchsetzung von Mindestlohnvorschriften, die Beseitigung diskrimi-
nierender Praktiken in Bezug auf die Entlohnung und die Férderung von Mafinahmen wie zum Beispiel
Programmen fiir 6ffentliche Arbeiten, damit Frauen wiederkehrende Krisen und Langzeitarbeitslosigkeit
bewiltigen kénnen;

37. erkennt aulerdem die Notwendigkeit an, Frauen, insbesondere arme Frauen und Madchen, mit
wirtschaftlicher und politischer Macht auszustatten, und legt in dieser Hinsicht den Regierungen nahe, mit
Unterstiitzung ihrer Entwicklungspartner in geeignete Infrastruktur- und sonstige Projekte zu investieren,
namentlich in die Wasser- und Sanitirversorgung ldndlicher Gebiete und stiadtischer Elendsviertel, um die
Gesundheits- und Lebensbedingungen zu verbessern und die Arbeitsbelastung von Frauen und Méadchen zu
verringern, damit sie mehr Zeit und Energie fiir andere produktive Tatigkeiten, einschlielich unternehme-
rischer Tatigkeiten, haben;

38. erkennt ferner die zentrale Rolle der Landwirtschaft im Entwicklungsprozess an und betont,
wie wichtig es ist, die agrarpolitischen Leitsdtze und Strategien zu iiberpriifen, um sicherzustellen, dass die
entscheidende Rolle, die Frauen bei der Erndhrungssicherung und Ernédhrung wahrnehmen, anerkannt wird
und als wesentlicher Teil der kurz- wie auch langfristigen Mallnahmen zur Bewéltigung der Erndhrungsun-
sicherheit, iiberméBiger Preisschwankungen und von Nahrungsmittelkrisen in Entwicklungsldndern zum
Tragen kommt;
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39. erkennt an, dass Frauen in ldndlichen Gebieten, einschlieBlich indigener Frauen und Frauen in
lokalen Gemeinschaften, und ihrem traditionellen Wissen eine entscheidende Rolle bei der Férderung der
landwirtschaftlichen und lidndlichen Entwicklung, der Verbesserung der Erndhrungssicherheit und der Be-
kdmpfung der landlichen Armut zukommt und dass sie einen wesentlichen Beitrag dazu leisten;

40. verleiht ihrer Besorgnis daruber Ausdruck, dass die HIV- und Aids-Epidemie sich insgesamt
ausweitet, dass in manchen Regionen Frauen und Méadchen immer noch am stdrksten von HIV und Aids
betroffen sind und dass sie leichter infiziert werden, eine unverhiltnisméfBig hohe Belastung durch die
Krankenpflege tragen und aufgrund von HIV und Aids stirker der Gewalt, Stigmatisierung und Diskrimi-
nierung, der Verarmung und der Ausgrenzung aus ihren Familien und Gemeinwesen ausgesetzt sind, und
fordert angesichts der Tatsache, dass trotz erheblicher Fortschritte das fiir 2010 angestrebte Ziel des allge-
meinen Zugangs zu umfassenden HIV-Priaventionsprogrammen und zu umfassender Behandlung, Betreu-
ung und Unterstiitzung nicht erreicht wurde, die Regierungen und die internationale Gemeinschaft auf,
dringend verstiarkte Anstrengungen zur Erreichung dieses Ziels zu unternehmen und entsprechend der Poli-
tischen Erkldrung von 2011 zu HIV und Aids: Verstirkung unserer Bemiithungen zur Beseitigung von HIV
und Aids®** dafiir zu sorgen, dass die nationalen MaBnahmen gegen HIV und Aids den besonderen Bediirf-
nissen von Frauen und Méadchen, insbesondere denen, die mit HIV und Aids leben und davon betroffen
sind, iiber ihre gesamte Lebensdauer hinweg Rechnung tragen;

41. bekréaftigt die Verpflichtung, bis 2015 den allgemeinen Zugang zur reproduktiven Gesundheit
zu verwirklichen, wie in Ziel 5 der Millenniums-Entwicklungsziele vorgegeben und wie von der Internatio-
nalen Konferenz iiber Bevolkerung und Entwicklung unterstiitzt, indem dieses Ziel in die Strategien zur
Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele eingebunden wird, einschlieBlich der in der
Millenniums-Erkliarung der Vereinten Nationen®*® gesetzten Ziele, die Miittersterblichkeit zu verringern, die
Gesundheit von Miittern zu verbessern, die Kindersterblichkeit zu verringern, die Gleichstellung der Ge-
schlechter zu fordern, HIV und Aids zu bekdmpfen und die Armut zu beseitigen;

42. fordert die Regierungen und alle Sektoren der Gesellschaft nachdriicklich auf, auf der Grund-
lage von nach Geschlecht und Alter aufgeschliisselten Daten geschlechtsdifferenzierte Ansétze zur Praven-
tion und Bekdmpfung nichtiibertragbarer Krankheiten zu férdern und zu verfolgen, um den erheblichen
Unterschieden im Hinblick auf die rasche Ausbreitung nichtiibertragbarer Krankheiten Rechnung zu tragen,
namentlich Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebserkrankungen, chronischer Erkrankungen der Atemwege
und Diabetes, die Menschen aller Altersgruppen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer Rasse und ihrer Ein-
kommensverhéltnisse treffen, wie in der politischen Erkldrung der Tagung der Generalversammlung auf
hoher Ebene iiber die Privention und Bekampfung nichtiibertragbarer Krankheiten®> festgestellt wird, und
stellt fest, dass die in Armut und in prekdren Verhiltnissen lebenden Menschen, insbesondere in den Ent-
wicklungsldndern, eine unverhéltnisméfig hohe Last tragen und dass nichtiibertragbare Krankheiten sich
unterschiedlich auf Frauen und Ménner auswirken konnen, unter anderem deshalb, weil Frauen einen un-
verhdltnisméBig hohen Teil der Betreuungslast tragen;

43, ermutigt die Regierungen und alle Sektoren der Gesellschaft, nachhaltige MaBnahmen zu er-
greifen, um Menschen mit Behinderungen gleichen Zugang zu produktiver Vollbeschiftigung und men-
schenwiirdiger Arbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung zu gewahrleis-
ten, namentlich indem sie den Zugang zu inklusiven Bildungssystemen, Qualifizierung und beruflicher und
unternehmerischer Ausbildung férdern, damit Menschen mit Behinderungen ein Hochstmall an Unabhén-
gigkeit erreichen und bewahren kénnen, gemidB dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen®* und gemiB dem Ergebnisdokument der Tagung der General-
versammlung auf hoher Ebene iiber die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und anderer
international vereinbarter Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg: eine
behinderteninklusive Entwicklungsagenda bis 2015 und danach®®®, und stellt fest, dass verstirkte Anstren-
gungen zur Beriicksichtigung der Rechte und Bediirfnisse von Frauen und Kindern mit Behinderungen un-
ternommen werden miissen;
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44, bekundet ihre tiefe Besorgnis dariiber, dass die Gesundheit von Miittern nach wie vor zu den
Bereichen mit den gravierendsten gesundheitlichen Ungleichheiten auf der Welt gehdrt und dass die Fort-
schritte bei der Verbesserung der Gesundheit von Kindern und Miittern ungleichmiBig sind, fordert in die-
sem Zusammenhang die Staaten auf, ihren Verpflichtungen zur Prévention und Verringerung der Kinder-
und Miittersterblichkeit und -morbiditit nachzukommen, und begriif3t in dieser Hinsicht die Globale Strate-
gie des Generalsekretirs fiir die Gesundheit von Frauen und Kindern sowie die nationalen, regionalen und
internationalen Initiativen, die zur Verringerung der Zahl der Sterbefélle von Miittern, Séuglingen und Kin-
dern unter fiinf Jahren beitragen;

45. stellt fest, dass alle Geber an den von ihnen im Bereich der bilateralen und multilateralen 6f-
fentlichen Entwicklungshilfe eingegangenen Verpflichtungen und vorgegebenen Zielen festhalten und
ihnen nachkommen miissen und dass bei vollstédndiger Erfiillung dieser Verpflichtungen erheblich mehr
Mittel verfiigbar sein werden, um die internationale Entwicklungsagenda voranzubringen;

46. stellt auBerdem fest, dass die Regierungen in stirkerem Mafe in die Lage versetzt werden
miissen, die Geschlechterperspektive in ihre Politik und ihre Entscheidungsfindung einzubeziehen, und legt
allen Regierungen, internationalen Organisationen, einschlieBlich der Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen, und anderen mafigeblichen Interessentrdgern nahe, den Entwicklungsldndern bei ihren
Anstrengungen zur Einbeziehung der Geschlechterperspektive in alle Aspekte ihrer Politikgestaltung Hilfe
und Unterstiitzung zu gewihren, namentlich durch die Bereitstellung technischer Hilfe und finanzieller
Mittel,

47. ermutigt die internationale Gemeinschaft, das System der Vereinten Nationen, den Privatsektor
und die Zivilgesellschaft, durch die fortgesetzte Bereitstellung der erforderlichen Finanzmittel die Regie-
rungen bei ihren Anstrengungen zu unterstiitzen, die Entwicklungsziele und -vorgaben zu erreichen, die auf
dem Weltgipfel fiir soziale Entwicklung, der Vierten Weltfrauenkonferenz, der Internationalen Konferenz
iiber Bevolkerung und Entwicklung, dem Millenniums-Gipfel, der Internationalen Konferenz iiber Ent-
wicklungsfinanzierung, dem Weltgipfel fiir nachhaltige Entwicklung, der Zweiten Weltversammlung iiber
das Altern, der dreiundzwanzigsten und vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung, der
Konferenz der Vereinten Nationen {iber nachhaltige Entwicklung und den anderen einschlégigen Konferen-
zen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen vereinbart wurden;

48. fordert die multilateralen Geber nachdricklich auf und bittet die internationalen Finanzinstitu-
tionen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats sowie die regionalen Entwicklungsbanken, Maflnahmen zur
Unterstiitzung der nationalen Anstrengungen zu iberpriifen und durchzufiihren, die sicherstellen sollen,
dass Frauen und Médchen, insbesondere in ldndlichen und abgelegenen Gebieten, einen grofleren Anteil an
den Ressourcen erhalten;

49. fordert alle Organisationen des Systems der Vereinten Nationen auf, im Rahmen ihres jeweili-
gen Mandats in ihren Landesprogrammen, Planungsinstrumenten, Investitionsrahmen und sektorweiten
Programmen die Geschlechterperspektive systematisch zu beriicksichtigen und die Geschlechtergleichheit
anzustreben sowie fiir das jeweilige Land konkrete Ziele und Zielvorgaben auf diesem Gebiet aufzustellen,
die mit den nationalen Entwicklungsstrategien im Einklang stehen, begriiit es, dass UN-Frauen in Zusam-
menarbeit mit den Landesteams der Vereinten Nationen die Mitgliedstaaten auf Antrag dabei unterstiitzt, im
Einklang mit ihren nationalen Priorititen eine Geschlechterperspektive in ihre nationalen Entwicklungspo-
litiken und -strategien einzubeziehen, und betont die wichtige Rolle, die UN-Frauen bei der Leitung, Koor-
dinierung und Forderung der Rechenschaftslegung des Systems der Vereinten Nationen zukommt, um si-
cherzustellen, dass das Bekenntnis zur Geschlechtergleichstellung und zur systematischen Beriicksichti-
gung der Geschlechterperspektive weltweit in wirksame Mafinahmen umgesetzt wird;

50. fordert die Organisationen des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen auf, im Rahmen
ihres jeweiligen zwischenstaatlich vereinbarten Mandats ihre institutionellen Rechenschaftsmechanismen
umzusetzen, Ergebnisse hinsichtlich der Geschlechtergleichstellung zu erbringen und iiber die geschlechts-
spezifischen Indikatoren in ihren Strategierahmen Bericht zu erstatten;

51. verweist auf die Resolution 2013/18 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 24. Juli 2013, in der
der Rat beschloss, dass die Kommission fiir die Rechtsstellung der Frau auf ihrer neunundfiinfzigsten Ta-
gung im Jahr 2015 eine Uberpriifung und Bewertung der Umsetzung der Erklirung und Aktionsplattform
von Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung vorneh-
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men wird, einschlieBlich der bestehenden Herausforderungen, die sich auf die Umsetzung der Aktionsplatt-
form und die Herbeiflihrung der Gleichstellung der Geschlechter und der Erméachtigung der Frauen auswir-
ken, sowie der Chancen, die Gleichstellung der Geschlechter und die Erméachtigung der Frauen in der Post-
2015-Entwicklungsagenda durch die Integration einer Geschlechterperspektive zu stirken;

52. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung einen Be-
richt iiber die Fortschritte bei der Durchfiihrung dieser Resolution, namentlich iiber die Einbeziehung einer
Geschlechterperspektive in nationale Entwicklungsstrategien, vorzulegen;

53. beschlief3t, den Unterpunkt ,.Frauen im Entwicklungsprozess“ unter dem Punkt ,.Beseitigung
der Armut und andere Entwicklungsfragen® in die vorldufige Tagesordnung ihrer siebzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 68/228

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/442/Add.3, Ziff. 7).

68/228.  Erschliefung der Humanressourcen
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/196 vom 18. Dezember 1997, 54/211 vom 22. Dezember
1999, 56/189 vom 21. Dezember 2001, 58/207 vom 23. Dezember 2003, 60/211 vom 22. Dezember 2005,
62/207 vom 19. Dezember 2007, 64/218 vom 21. Dezember 2009 und 66/217 vom 22. Dezember 2011,

betonend, dass die Erschliefung der Humanressourcen im Mittelpunkt der wirtschaftlichen, sozialen
und dkologischen Entwicklung steht und dass Gesundheit und Bildung Kernbestandteile der ErschlieBung
der Humanressourcen sind,

sowie betonend, dass die ErschlieBung der Humanressourcen von entscheidender Bedeutung fiir die
Bemiihungen ist, die unternommen werden, um die international vereinbarten Entwicklungsziele, ein-
schlieBlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen und mehr Chancen fiir alle Menschen zu
schaffen, insbesondere fiir die schwéchsten Bevolkerungsgruppen,

unter BegriiBung der betrachtlichen Anstrengungen, die im Laufe der Jahre unternommen worden
sind, jedoch in der Erkenntnis, dass es vielen Lédndern nach wie vor enorme Probleme bereitet, einen aus-
reichenden Bestand an Humanressourcen aufzubauen, um den nationalen wirtschaftlichen und sozialen
Bedarf zu decken, und dass die Ausarbeitung und Umsetzung wirksamer Strategien auf dem Gebiet der
Humanressourcen héaufig Ressourcen und Kapazititen erfordern, die in den Entwicklungslandern nicht im-
mer zur Verfiigung stehen, sowie in der Erkenntnis, dass es neuer Wege bei der ErschlieBung der Human-
ressourcen bedarf,

in Anerkennung des potenziellen Nutzens von Wissenschaft, technologischem Wissen und Innova-
tion fiir den Zweck, die wichtigsten Herausforderungen bei der ErschlieBung der Humanressourcen zu be-
wiltigen, was positive Verdnderungen im Leben der Menschen bewirken kann,

betonend, dass die ErschlieBung der Humanressourcen in Anbetracht der derzeitigen weltweiten
Herausforderungen, die trotz der Anzeichen einer ungleichméifBigen und unbestéindigen Erholung die fort-
dauernden nachteiligen Auswirkungen der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise, insbesondere auf die
Entwicklung, einschlieen, noch entscheidender dafiir ist, die negativen Auswirkungen der weltweiten Kri-
se in den Griff zu bekommen und die Grundlage fiir ein dauerhaftes, inklusives und ausgewogenes Wachs-
tum und eine ebensolche Erholung zu schaffen,

*% Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorge-
legt.



	bd-2txt.pdf
	68/198. Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste der Entwicklung 405
	68/199. Internationaler Handel und Entwicklung 412
	68/200. Einseitige wirtschaftliche Maßnahmen als Mittel zur Ausübung politischen und wirtschaftlichen Zwangs auf Entwicklungsländer 416
	68/201. Internationales Finanzsystem und Entwicklung 417
	68/202. Tragfähigkeit der Auslandsverschuldung und Entwicklung 423
	68/203. Rohstoffe 430
	68/204. Folgemaßnahmen zu der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung 435
	68/205. Welttag der freilebenden Tiere und Pflanzen 443
	68/206. Ölpest vor der libanesischen Küste 445
	68/207. Nachhaltiger Tourismus und nachhaltige Entwicklung in Zentralamerika 448
	68/208. Kooperationsmaßnahmen zur Bewertung der Umweltauswirkungen von Abfällen aus dem Einbringen chemischer Munition ins Meer und zur Schärfung des diesbezüglichen Problembewusstseins 451
	68/209. Agrartechnologie im Dienste der Entwicklung 454
	68/210. Umsetzung der Agenda 21, des Programms für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und der Ergebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung und der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung 459
	68/211. Internationale Strategie zur Katastrophenvorsorge 463
	68/212. Schutz des Weltklimas für die heutigen und die kommenden Generationen 468
	68/213. Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika 472
	68/214. Durchführung des Übereinkommens über die biologische Vielfalt und sein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung 475
	68/215. Bericht des Verwaltungsrats des Umweltprogramms der Vereinten Nationen über seine erste Tagung mit universeller Mitgliedschaft und die Durchführung von Abschnitt IV.C „Die Umweltsäule im Kontext der nachhaltigen Entwicklung“ des Ergebnisdokume...
	68/216. Harmonie mit der Natur 484
	68/217. Nachhaltige Entwicklung der Berggebiete 487
	68/218. Die Rolle der internationalen Gemeinschaft bei der Abwendung der Strahlungsgefahr in Zentralasien 490
	68/219. Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung der Entwicklung im Kontext der Globalisierung und der Interdependenz 492
	68/220. Wissenschaft, Technologie und Innovation im Dienste der Entwicklung 494
	68/221. Internationales Jahr des Lichts und der Lichttechnologie 2015 499
	68/222. Entwicklungszusammenarbeit mit Ländern mit mittlerem Einkommen 501
	68/223. Kultur und nachhaltige Entwicklung 504
	68/224. Folgemaßnahmen zur Vierten Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder 509
	68/225. Spezifische Maßnahmen im Zusammenhang mit den besonderen Bedürfnissen und Problemen der Binnenentwicklungsländer: Ergebnisse der Internationalen Ministerkonferenz der Binnen- und Transitentwicklungsländer, der Geberländer und der international...
	68/226. Zweite Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (2008-2017) 519
	68/227. Frauen im Entwicklungsprozess 526
	68/228. Erschließung der Humanressourcen 536
	68/229. Operative Entwicklungsaktivitäten des Systems der Vereinten Nationen 541
	68/230. Süd-Süd-Zusammenarbeit 543
	68/231.  Internationales Jahr der Hülsenfrüchte 2016 546
	68/232. Weltbodentag und Internationales Jahr der Böden 547
	68/233. Landwirtschaftliche Entwicklung, Ernährungssicherheit und Ernährung 549
	68/234. Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften: ein auf Grundsätzen beruhender Ansatz zur verstärkten Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und allen maßgeblichen Partnern 558
	68/235. Ständige Souveränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und der arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über ihre natürlichen Ressourcen 563
	68/236. Änderungen der Satzung der Universität der Vereinten Nationen 566
	68/238. Weiterverfolgung und Umsetzung der Strategie von Mauritius für die weitere Durchführung des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern 567
	68/239. Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) und Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen (UN-Habitat) 574
	68/198. Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste der Entwicklung
	68/199.  Internationaler Handel und Entwicklung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationale...
	Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italie...
	68/200. Einseitige wirtschaftliche Maßnahmen als Mittel zur Ausübung politischen und wirtschaftlichen Zwangs auf Entwicklungsländer

	68/201.  Internationales Finanzsystem und Entwicklung
	68/202.  Tragfähigkeit der Auslandsverschuldung und Entwicklung
	68/203. Rohstoffe
	68/204. Folgemaßnahmen zu der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung

	68/205.  Welttag der freilebenden Tiere und Pflanzen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boliv...
	Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Kamerun, Panama, Papua-Neuguinea, Tonga.

	68/206. Ölpest vor der libanesischen Küste
	68/207. Nachhaltiger Tourismus und nachhaltige Entwicklung in Zentralamerika
	68/208. Kooperationsmaßnahmen zur Bewertung der Umweltauswirkungen von Abfällen aus dem Einbringen chemischer Munition ins Meer und zur Schärfung des diesbezüglichen Problembewusstseins
	Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bosnien und Herzegowina, Botsuana...
	Dagegen: Bolivien (Plurinationaler Staat).
	Enthaltungen: Ägypten, Arabische Republik Syrien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, Ecuador, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Kata...


	68/209. Agrartechnologie im Dienste der Entwicklung
	68/210. Umsetzung der Agenda 21, des Programms für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und der Ergebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung und der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung

	68/211. Internationale Strategie zur Katastrophenvorsorge
	68/212. Schutz des Weltklimas für die heutigen und die kommenden Generationen
	68/213. Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika
	68/214. Durchführung des Übereinkommens über die biologische Vielfalt und sein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
	68/215. Bericht des Verwaltungsrats des Umweltprogramms der Vereinten Nationen über seine erste Tagung mit universeller Mitgliedschaft und die Durchführung von Abschnitt IV.C „Die Umweltsäule im Kontext der nachhaltigen Entwicklung“ des Ergebnisdokume...

	68/216.  Harmonie mit der Natur
	68/217. Nachhaltige Entwicklung der Berggebiete
	68/218. Die Rolle der internationalen Gemeinschaft bei der Abwendung der Strahlungsgefahr in Zentralasien
	68/219. Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung der Entwicklung im Kontext der Globalisierung und der Interdependenz

	68/220. Wissenschaft, Technologie und Innovation im Dienste der Entwicklung
	68/221.  Internationales Jahr des Lichts und der Lichttechnologie 2015
	68/222. Entwicklungszusammenarbeit mit Ländern mit mittlerem Einkommen
	68/223.  Kultur und nachhaltige Entwicklung
	68/224. Folgemaßnahmen zur Vierten Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder
	i) bewertet wird, inwieweit eine Technologiebank die wissenschaftliche Forschung und Innovation fördern und die Verbreitung und den Transfer von Technologien an die am wenigsten entwickelten Länder auf freiwilliger Grundlage, zu einvernehmlich festge...
	ii) der derzeitige internationale institutionelle Rahmen, die Synergien und die Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit mit den in Betracht kommenden internationalen Technologieinitiativen, Interessenträgern und Organisationen innerhalb wie außerhalb de...
	iii) die möglichen Aufgaben, Aktivitäten, Arbeitsmethoden und Leitungsmechanismen, die Möglichkeiten für die Personalausstattung sowie die potenziellen Kosten einer Technologiebank und eines Mechanismus zur Unterstützung von Wissenschaft, Technologie ...
	iv) Alternativen geprüft werden, wie die erforderliche freiwillige finanzielle Unterstützung für die Einrichtung und den wirksamen und dauerhaften Betrieb einer Technologiebank vermittelt werden kann;

	68/225. Spezifische Maßnahmen im Zusammenhang mit den besonderen Bedürfnissen und Problemen der Binnenentwicklungsländer: Ergebnisse der Internationalen Ministerkonferenz der Binnen- und Transitentwicklungsländer, der Geberländer und der internatio...

	68/226. Zweite Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (2008-2017)
	68/227.  Frauen im Entwicklungsprozess
	68/228. Erschließung der Humanressourcen
	68/229. Operative Entwicklungsaktivitäten des Systems der Vereinten Nationen
	68/230. Süd-Süd-Zusammenarbeit
	68/231.  Internationales Jahr der Hülsenfrüchte 2016
	68/232. Weltbodentag und Internationales Jahr der Böden
	68/233. Landwirtschaftliche Entwicklung, Ernährungssicherheit und Ernährung
	68/234. Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften: ein auf Grundsätzen beruhender Ansatz zur verstärkten Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und allen maßgeblichen Partnern
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boliv...
	Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Australien, Honduras, Kamerun, Kiribati, Malawi, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Tonga.

	68/235. Ständige Souveränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und der arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über ihre natürlichen Ressourcen

	68/236. Änderungen der Satzung der Universität der Vereinten Nationen
	68/238. Weiterverfolgung und Umsetzung der Strategie von Mauritius für die weitere Durchführung des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern
	68/239. Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) und Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen (UN-Habitat)





